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Recht

Die geplante Neuregelung des Arbeits-
marktzugangs für Asylsuchende im 
Rahmen des Kabinettsentwurfs vom 
03.09.2025 zur Umsetzung des Gemein-
samen Europäischen Asylsystems (GEAS) 
führt aus Sicht der Autor*innen aus den 
WIR-Arbeitsmarkt-Netzwerken zur För-
derung der Beschäftigung von Geflüch-
teten nicht allein zu mehr Inhaftierung 
von Schutzsuchenden, sondern auch zu 
erheblichen Rückschritten in der Arbeits-
markt- und Integrationspolitik. 

Statt Arbeitsmarktintegration zu fördern, 
wie es bisher weitgehend gesellschaftli-
cher und parteiübergreifender Konsens 
war, erschwert der Gesetzesentwurf die 
Beschäftigung von Geflüchteten mit Auf-
enthaltsgestattung massiv – mit gravie-
renden wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Folgen.

Ausschluss vom Arbeitsmarkt 
im Klageverfahren

Asylsuchende sollen dem Wortlaut nach 
künftig keine Beschäftigungserlaubnis 
erhalten können, sobald ihr Asylantrag 
vom BAMF abgelehnt wurde – auch wenn 
sie fristgerecht Klage eingelegt haben und 
sich weiter rechtmäßig in Deutschland 
aufhalten. Dies verstößt gegen EU-Recht 
und das Grundgesetz. In der Praxis würde 
die Regelung zu sehr langen Arbeitsverbo-
ten führen, da Klageverfahren oft über ein 
Jahr dauern.

Neue Arbeitsverbote bei 
(vermeintlichen) Verstößen 
wegen Mitwirkungspflicht-
verletzungen

Der Entwurf sieht zudem Arbeitsver-
bote vor, wenn Geflüchtete während des 
Asylverfahrens (angeblich) gegen Mit-

wirkungspflichten verstoßen. Auch diese 
Regelung verstößt gegen EU-Recht und 
das Grundgesetz. Sie ist so komplex, dass 
sie kaum zu verstehen ist, öffnet die Tür 
für eine uneinheitliche Verwaltungspra-
xis und führt zu einem enormen Verwal-
tungsaufwand.

Folgen beider Regelungen
1.	Wirtschaftlich kontraproduktiv, denn 

tausende arbeitswillige Menschen 
würden so gezwungen, untätig zu blei-
ben und Sozialleistungen zu bezie-
hen – obwohl sie zur Fachkräftesiche-
rung beitragen könnten. Das schadet 
Unternehmen, verstärkt den Fach- und 
Arbeitskräftemangel, erschwert Integ-
ration und belastet die Sozialsysteme, 
anstatt Steuern- und Sozialversiche-
rungsbeiträge zu generieren.

2.	Mehrkosten für Bund und Länder trotz 
Haushaltsdefizit, denn die Neurege-
lung führt damit zu erheblichen Mehr-
ausgaben für Sozialleistungen. In Zeiten 
eines Milliardendefizits des Bundes und 
massiver Einsparungen in fast allen Res-
sorts ist diese Politik haushaltspolitisch 
nicht vertretbar.

3.	Verwaltungsaufwand steigt massiv, 
denn Ausländerbehörden müssten 
zahlreiche bereits erteilte Beschäfti-
gungserlaubnisse widerrufen und neue, 
komplexe Prüfverfahren durchführen. 
Das bindet Personal und Ressourcen in 
ohnehin überlasteten Verwaltungen – 
mit Verzögerungen und Unsicherheiten 
für Unternehmen und Betroffene.

Empfehlung
Anstatt neue Hürden aufzubauen, sollte 
der Arbeitsmarktzugang für Asylsuchende 
entbürokratisiert und erleichtert werden. 

Rückschritt mit weitreichenden Folgen

Bund plant über EU-Pläne hinausgehende 
Verschärfung beim Arbeitsmarktzugang 

von Asylsuchenden

WIR Integrationsnetzwerke

Schwarz-Rot plant 
eine über die zwingenden 
Vorgaben des EU-Rechts 
hinausgehende, besonders 
strenge Umsetzung der 
Reform des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems 
(GEAS). Die WIR-
Integrationsnetzwerke sind 
dagegen.
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Recht

Jedenfalls müssen Asylsuchende auch im 
Klageverfahren arbeiten oder eine Aus-
bildung aufnehmen dürfen und angenom-
mene Mitwirkungspflichtverletzungen im 
Asylverfahren dürfen nicht pauschal zum 
Arbeitsverbot führen

Downloads: 
•	 Die Langfassung der Stellungnahme 

ist auf der Homepage des Flüchtlings-
rats SH zu finden: https://www.frsh.de/
artikel/nationaler-geas-gesetzentwurf-
rueckschritt-mit-weitreichenden-folgen 

•	 Kabinettsentwurf vom 3.9.2025: 
https://www.bmi.bund.de/Shared-
Docs/gesetzgebungsverfahren/DE/MI4/
GEAS_01.html

•	 Gesetzentwurf vom 9.10.2025 
in der parlamentarischen Befas-
sung: https://dserver.bundestag.de/
btd/21/018/2101848.pdf 

Die Empfehlungen der bundesweiten AG 
Aufenthaltsverfestigung der WIR-Netz-
werke basieren auf der Praxiserfahrung 
der AG-Mitglieder. Sie geben nicht die 
Rechtsauffassung des BMAS oder der EU 
wieder. https://www.esf.de/portal/DE/
ESF-Plus-2021-2027/Foerderprogramme/
bmas/wir.html 

Das schleswig-holsteinische WIR-Netzwerk heißt 
B.O.A.T.  
Kontakt: https://www.paritaet-sh.org/boat.html 

Online-Veranstaltungsreihe 

„Toolbox Asyl & 
Migration – Wissen,
Austausch, Handeln“
 
Eine ZOOM-Reihe des Bayerischen Flüchtlingsrats mit relevanten Themen aus 
der alltäglichen Praxis der Beratungs- und Solidaritätsarbeit mit Geflüchteten 
und anderen Migrant*innen.

•	 Mittwoch, 15.10.2025, 18:00 – 19:30 Uhr 
RA Volker Gerloff zu Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG – Chance oder 
Schikane? 
Anmeldung: https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/anmeldung-arbeitsgele-
genheiten/ 

•	 Mittwoch 22.10. 25, 18:00 – 19:30 Uhr 
Rebecca Kilian-Mason, Münchner Flüchtlingsrat, zu Was kommt nach §24? 
Wege in die Aufenthaltsverfestigung für Geflüchtete aus der Ukraine 
Anmeldung: https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/anmeldung-toolbox-22-
10-25-was-kommt-nach-%C2%A7-24/ 

•	 Mittwoch, 05.11.2025, 18:00 – 19:30 Uhr 
RAin Anna Frölich zu Identitätsklärung: Grundlagen und Handlungsempfeh-
lungen für die Praxis 
Anmeldung: https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/anmeldung-toolbox-
5-11-25-identitaetsklaerung/ 

•	 Dienstag 11.11.2025, 18:00 – 19:30 Uhr 
RAin Antonella Giamattei zu Arbeit, Ausbildung, Ausländerbehörde 
Anmeldung: https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/anmeldung-11-11-25-ar-
beit-ausbildung-auslaenderbehoerde/ 

•	 Dienstag 18.11.2025, 18:00 – 19:30 Uhr 
Claudius Voigt GGUA, Münster zu How to handle Bezahlkarte – Praxistipps 
gegen die Schikane 
Anmeldung: https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/anmeldung-
18-11-25-bezahlkarte/ 

•	 Mittwoch 03.12.25, 18:00 – 19:30 Uhr  
Referent:innen aus dem WIR-Integrations-Netzwerk zu Flucht und Behinde-
rung – Identifizierung, Rechte und Beratung  
Anmeldung: https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/anmeldung-toolbox-
flucht-und-behinderung/ 

Veranstalter: Bayerischer Flüchtlingsrat e.V., tel 089 76 22 34, kontakt@
fluechtlingsrat-bayern.de 


	Unbenannt



